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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten 
Glauber, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen 
Fahn, Günther Felbinger, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Jo-
hann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, 
Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Rückkehr zum Grundsatz „ein Betrieb – ein Tarifvertrag“ 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für eine 
gesetzliche Regelung einzusetzen, die unter Berücksichtigung der 
grundgesetzlichen Regelungen und der Rechtsprechung des Bundes-
arbeitsgerichts eine weitgehende Rückkehr zum bis zum Jahr 2010 
geltenden Grundsatz „ein Betrieb – ein Tarifvertrag“ ermöglicht. 

 

 

Begründung: 

Die Tarifautonomie, die die Koalitionsfreiheit und das Streikrecht be-
inhaltet, ist ein hohes Gut und im Grundgesetz verankert. Bis zum 
Jahr 2010 galt in Deutschland der Grundsatz der Tarifeinheit: „Ein Be-
trieb – ein Tarifvertrag“. Dieser Grundsatz wurde durch die Rechtspre-
chung des Bundesarbeitsgerichts gekippt. 

In jüngster Zeit häufen sich Streiks von relativ kleinen Gewerkschaf-
ten, die durch ihre Schlüsselposition große Konzerne im Verkehrsbe-
reich tageweise lahmlegen. Dadurch werden Gesellschaft und Wirt-
schaft quasi „in Geiselhaft genommen“. Dieses Vorgehen wird durch 
die Gesellschaft zunehmend als unverhältnismäßig wahrgenommen. 

Die Bundesregierung ist deshalb aufgefordert, eine gesetzliche Rege-
lung zu schaffen, die diesen negativen Auswirkungen der Aufwei-
chung der Tarifeinheit entgegentritt, natürlich konform zu den grund-
gesetzlichen Voraussetzungen und zur Rechtsprechung durch das 
Bundesarbeitsgericht. 

 


